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Kreisstadt Siegburg                   Anlage 1  
       

Gremium:       Rat der Stadt Siegburg 
Sitzung am:   14.06.2022  
  
  
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 8/5  
Plangebiet: Bereich zwischen der Straße Deichhaus und der Wahnbachtalstraße, westlich der 
vorhandenen Tankstelle im Stadtteil Deichhaus • Behandlung der eingegangenen 
Stellungnahmen  
• Satzungsbeschluss  
  
  
Eingegangene  Stellungnahmen  und  Abwägungsvorschlag  der 
 Stadtverwaltung  mit Beschlussvorschlag   
  
Im Anschluss an die Beteiligungen der Öffentlichkeit und der Behörden (§§ 3 Abs. 1 und 2 und §§ 4  
Abs. 1 und 2 BauGB), wurden die eingegangenen, abwägungsrelevanten Stellungnahmen ausgewertet.  
  
1.1 Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB  
  

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde eine Stellungnahme 
abgegeben.  
  

 1.1.1  Einwender 1 – Wahnbachtalstraße  
  
1.2 Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB  
  

Im Rahmen der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB sind folgende abwägungsrelevante 
Stellungnahmen eingegangen:  
  

 1.2.1  Stadtbetriebe Siegburg - Fachbereich Abwasser AöR   
 1.2.2  Rhein-Sieg-Kreis/Amt für Umwelt- und Naturschutz  
 1.2.3  Vodafone GmbH  
  
2.1 Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB  
  

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurden zwei Stellungnahmen 
abgegeben.  
  

 2.1.1  Einwender 1 – Bunzlauer Straße  
 2.1.2  Einwender 2 – Wahnbachtalstraße   
  
2.2 Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB  
  

Im Rahmen der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB sind folgende abwägungsrelevante 
Stellungnahmen eingegangen:  
  
2.2.1  Stadtbetriebe Siegburg - Fachbereich Abwasser AöR –  
2.2.2  Kommunales Mobilitätsmanagement - Stadt Siegburg  

 2.2.3  Amt für Umwelt und Wirtschaft - Stadt Siegburg   
 2.2.4  Landesbetrieb Straßen NRW  
 2.2.5  Rhein-Sieg-Kreis/Amt für Umwelt- und Naturschutz  
 2.2.6  Rhein-Sieg-Netz GmbH  
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Die aufgelisteten Stellungnahmen werden nachfolgend behandelt.   
    
1.1.  Behandlung der im Rahmen der Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB eingegangen 
Stellungnahme  
  
1.1.1  
Einwender Nr. 1 - Wahnbachtalstraße mit Schreiben vom 05.05.2021  
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Der Straßenzug Deichhaus ist mit 5,00 m Breite und teilweise 4,80 m im Bereich der 
Wendeanlage mit Parkverboten und als Sackgasse ausgeprägt. Gemäß der „Richtlinie für die 
Anlage von Stadtstraßen“ (RASt 06) lässt die Straßenbreite den Begegnungsverkehr  
PKW/PKW sowie bei langsamer Fahrt den Begegnungsverkehr PKW/LKW zu. Die  
Wohnanlage des Vorhabenträgers hält 12 Stellplätze in einer Tiefgarage für 10 Wohneinheiten 
vor. Somit werden mehr als gemäß der Landesbauordnung NRW erforderlich, Stellplätze auf 
dem eigenen Grundstück nachgewiesen. Ein Parksuchverkehr für die neuen Wohneinheiten 
sollte demnach nicht zu befürchten sein.   
Die max. Trauf- und Firsthöhen des geplanten Vorhabens entlang der Straße Deichhaus sind 
niedriger festgesetzt als die gegenüberliegende Wohnbebauung aufzeigt. (s. 
Vermessungseintragungen in der Planzeichnung). Die direkt an das Wohngebäude Nr. 31 
angrenzende Vorhaben ist mit seiner max. Gebäudehöhe von 67,00 m ebenfalls niedriger 
festgesetzt als der Bestand aufzeigt.  
Die Festsetzung von max. Trauf-, First- und Gebäudehöhen ist eindeutiger als die Festsetzung 
der Anzahl der max. Vollgeschosse. Sodass auf die Festsetzung einer max. Anzahl der 
Vollgeschosse verzichtet wurde. Die festgesetzten Höhen dürfen nicht überschritten werden. 
Eine Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8/4, auf den unter Punkt 3 Bezug genommen wird, 
bedingt ein eigenständiges Verfahren und ist nicht Gegenstand dieses Bauleitplanverfahrens.  
Die Stadtbetriebe der Stadt Siegburg haben in ihrer Stellungnahme (s. Nr. 1.2.1) auf 
umfangreiche hydraulische Sanierungs- und Erweiterungsmaßnahmen am vorhandenen 

  
  
  
Stellungnahme der Stadtverwaltung   
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Kanalnetz hingewiesen, die in der Straße Deichhaus vorgenommen werden. Zum jetzigen 
Zeitpunkt ist ein Straßenausbau nicht vorgesehen. Für die zusätzliche Mehrbelastung durch 
den Kfz-Verkehr für das Bauvorhaben ist der gegenwärtige Ausbauzustand des Straßenzuges 
im Deichhaus ausreichend.   
  
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung:  
  
Die Anregungen werden nicht berücksichtigt.  
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1.2 Behandlung der im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
eingegangen Stellungnahmen  
  
1.2.1  
Stadtbetriebe Siegburg – AöR Abwasser per E-Mail vom 16.04.2021  

 
  
Stellungnahme der Stadtverwaltung  
  
Über den Kanalbestand können die anfallenden Regenwässer des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplanes Nr. 8/5 aufgenommen werden. Die abflusswirksame Gesamtfläche des 
Bauvorhabens bleibt unter 800 m². Eine extensive Begrünung von Flachdachflächen ist 
festgesetzt.  
  
  
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung:  
  
Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen.  
    
1.2.2.  
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Rhein-Sieg-Kreis, Referat Wirtschaftsförderung und strategische Kreisentwicklung mit 
Schreiben vom 05.05.2021  
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Altlasten  
Durch die Vorhabenträger wurde die Firma Geo Consult beratende Ingenieure und Geologen 
mit einer orientierenden umwelttechnischen Untersuchung auf dem Grundstück 
Wahnbachtalstraße 4 / Deichhaus 31 in Siegburg Altlastenverdachtsfläche 52091092-0 mit 
einer Gefährdungsabschätzung beauftragt. Insgesamt wurden dabei 11 Sondierungen bis 
max. 6 m Tiefe unter Geländeoberkante niedergebracht. In allen Bohrungen wurden teilweise 
asche-, schlacke- und bauschutthaltige Auffüllungen bis maximal 4,40 m unter 
Geländeoberkante aufgeschlossen. Es handelt sich gemäß Geo Consult um typische  
Kriegsschuttablagerungen. Diese wurden in der Nachkriegszeit vermutlich zur Nivellierung des  
Grundstückes eingebracht. Im Liegenden der Auffüllungen wurden bis zur jeweils erreichten  
Endteufe Hochflutsand und sandig kiesige Talablagerungen erbohrt. Im natürlich anstehenden 
Boden in der obersten Bodenschicht wurden Mischproben gemäß LAGA TR Boden untersucht. 
Geringfügige Veränderungen in der obersten Bodenschicht wurden ebenfalls konstatiert, 
sodass seitens des Baugrundgutachters empfohlen wird, im Zuge der Bauarbeiten auch den 
belasteten Oberboden zu beseitigen, da partiell höhere Schadstoffgehalte nicht 
ausgeschlossen werden können. Hinweise auf die vermeintlich ansässige Firma zur 
Herstellung von Rollladenkästen wurden nicht vorgefunden. Geo Consult kommt zu dem 
Ergebnis, dass keine Bedenken gegen eine wohnbauliche Nutzung des Grundstücks 
bestehen, solange die Auffüllung nicht dauerhaft freigelegt wird. Der größte Teil der Auffüllung 
wird im Zuge der Baumaßnahme ausgetauscht bzw. überbaut. In den von der Bebauung 
ausgenommenen Bereichen sind je nach Nutzung jeweils weitere Maßnahmen  
(oberflächlicher Bodenaustausch, Grabsperre) erforderlich. Wichtig ist, die Unterbrechung des  
Wirkungsgrades  Boden-Mensch  im  Bereich  der  Freiflächen.  Ein  vollständiger  
Bodenaustausch ist nach gutachterlicher Auffassung nicht angezeigt. Eingriffe in den 
Untergrund im Zuge der Baumaßnahmen sollten unter fachgutachterlicher Begleitung 

     
  
Stellungnahme der Stadtverwaltung   
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vorgenommen werden. Die Vorhabenträger werden dies im Zuge der Bauausführung 
berücksichtigen und umsetzen. Die Entwurfsunterlagen wurden um diese Erkenntnisse 
ergänzt.  
  
Abfallwirtschaft  
Für den Rückbau der vorhandenen Bebauung haben die Vorhabenträger ein Rückbau- und 
Entsorgungskonzept für den geplanten Abbruch der Bestandsgebäude durch die Firma Geo 
Consult Beratende Ingenieure und Geologen in Auftrag gegeben. Die Ergebnisse liegen den 
Unterlagen zum Planentwurf als Anlage bei. Der ordnungsgemäße Abriss ist somit gesichert.  
Die Modalitäten sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.  
Die Hinweise aus der Abfallwirtschaft werden jedoch auf den Urkundsplan aufgenommen.   
  
Immissionsschutz  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Im Planentwurf des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes sind Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
festgesetzt worden. Die entsprechenden Fenster mit Festverglasung sind im Vorhaben- und 
Erschließungsplan eingetragen.   
  
Gesundheitsamt  
Die Stellungnahme zum Schallschutz wird zur Kenntnis genommen. Die Planung 
berücksichtigt diese Belange. Die Tankstelle unterliegt nach Auskunft des Betreibers den 
regelmäßigen vorgesehenen Kontrollen und wird somit ordnungsgemäß geführt. Vor diesem 
Hintergrund werden die Erfordernisse von gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen 
eingehalten und beachtet.  
  
Überschwemmungsgebiet / Hochwasserrisiko  
Die Lage im Hochwassergefährdungsbereich der Sieg wird als Hinweis im Bebauungsplan 
aufgenommen. „Gemäß § 78b Abs. 1 Nr. 2 sollten bauliche Anlagen in einer dem jeweiligen 
Hochwasserrisiko angepassten Bauweise nach den allgemein anerkannten Regeln der  
Technik errichtet werden. Sobald eine solche Bauweise nach Art und Funktion der 
Anlagetechnik und technisch möglich ist. Dabei sollten Lage des Grundstücks und Höhe des 
möglichen Schadens angemessen Berücksichtigung finden“. Die Wohnanlage wird nicht mit 
einem Heizölkessel, sondern mit einer Wärmepumpe versorgt, sodass im zukünftigen 
Gebäudebestand keine erhöhten Risiken durch Heizölunfälle bei Überflutungen vorliegen. 
Grundsätzlich zielen die Anregungen auf die exakte Ausgestaltung des Bauantrages und nicht 
auf den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ab.   
Die weitergehenden Regelungen obliegen somit dem Bauantragsverfahren, die gewährleisten, 
dass die notwendigen baulichen Vorkehrungen getroffen werden.  
  
Natur-, Landschafts- und Artenschutz  
Der Gebäudebestand wurde durch einen Gutachter untersucht. Es sind keine Hinweise auf 
das Vorhandensein planungsrelevanter Arten oder essenzieller Habitatstrukturen der Arten 
angetroffen worden. Das Vorhaben kann im Benehmen mit den Regelungen des besonderen 
Artenschutzes vollzogen werden.   
  
Anpassung an den Klimawandel  
Die Überdeckung der Tiefgarage und deren Begrünung sind im Bebauungsplan festgesetzt. 
Alle nicht durch bauliche Anlagen überbauten Bereiche sind per Festsetzung dauerhaft zu 
begrünen. Die Flachdächer des westlichen Gebäudes sowie das Flachdach über der 
Tiefgarageneinfahrt werden mit einer Dachbegrünung versehen. Die Durchgrünung der 
Wohnanlage wird hierdurch soweit möglich umgesetzt.  
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Erneuerbare Energien  
Der Vorhabenträger beabsichtigt die gesamte Wohnanlage über eine Wärmepumpe zu 
beheizen.   
Darüber hinaus wurde ein Energiekonzept erstellt, welches sowohl den Verfahrensunterlagen 
als auch dem Durchführungsvertrag als Anlage beiliegt.  
  
Beschlussvorschlag der Verwaltung:  
  
Die Anregungen zu Altlasten, Abfallwirtschaft, Immissionsschutz und Dachbegrünung werden 
in die textlichen Festsetzungen aufgenommen.  
  
Die Anregungen zum Überschwemmungsgebiet, zum Natur-, Landschafts- und Artenschutz, 
zu Anpassung an den Klimawandel und zu erneuerbaren Energien werden zur Kenntnis 
genommen.  
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1.2.3.  
Vodafone NRW GmbH mit Schreiben vom 10.05.2021  

 
Stellungnahme der Stadtverwaltung  
  
Die Stellungnahme der Vodafone NRW GmbH wird zur Kenntnis genommen. Auf das 
Bauleitverfahren hat dies keine Auswirkungen. Die Vodafone wird im weiteren Verfahren 
beteiligt.   
  
  
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung:  
  
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.   
  
  
    
2.1. Behandlung der im Rahmen der Beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB eingegangen 
Stellungnahmen  
  
2.1.1.   
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Einwender 2 – Bunzlauer Straße mit Schreiben vom 18.02.2022   

 
Stellungnahme der Stadtverwaltung  
  
Die verkehrliche Anbindung erfolgt über die Straße Deichhaus. Eine Anbindung an die 
Bunzlauer Straße ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht vorgesehen.  
  
  
  
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung:  
  
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen.  
  
  
    
2.1.2.   
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Einwender 3 – Wahnbachtalstraße mit Schreiben vom 22.02.2022   
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Stellungnahme der Stadtverwaltung  
  
Auf Nachfrage wurde seitens des Kommunalen Mobilitätsmanagements (KM) der Stadt 
Siegburg eine Einordnung der verkehrlichen Ist-Situation in der Straße Deichhaus 
vorgenommen und diese wie folgt bewertet:  

 
Das Plangebiet umfasst den Bereich der Straße Deichhaus nicht. Die Anbindung der 
Wohnanlage ist jedoch über den Straßenzug Deichhaus vorgesehen. Die katastermäßige 
Breite des Straßenzuges liegt bei 5,0 m an der schmalsten Stelle bei 4,80 m. Die Straße ist 
als Sackgasse nur für Anlieger und mit beidseitigem Parkverbot ausgeschildert. Sie weist mit 
den besagten Breiten, gemäß RAST 06 (Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen 2006) 
ausreichende Dimensionen auf. Der Begegnungsverkehr PKW/PKW ist gut möglich, der 
Begegnungsverkehr LKW /PKW, der in diesem Bereich von Deichhaus die Ausnahme 
darstellt, ist bei langsamer Fahrt möglich.  
In der Planbegründung (unter Punkt 9.0 Erschließung) wurde eine überschlägige Berechnung 
der Quell-/ und Zielverkehre aufgestellt. In Summe ist eine Mehrbelastung von ca. 144 
Fahrbewegungen am Tag für die Straße errechnet worden. Das Ergebnis löst keine 
Beeinträchtigungswirkungen auf das Verkehrsaufkommen in der Straße aus.  
  
Unter Bezugnahme der o.a. Aspekte von KM und der im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
genannten Argumente unter „1.1.1. – Wahnbachtalstraße mit Schreiben vom 05.05.2021“ wirkt 
sich eine verkehrliche Anbindung an die Bunzlauer Straße negativ auf den Verkehr in der 
Straße Deichhaus aus, da mehr Durchgangverkehre entstehen. Das Halteverbot in der Straße 
ist einzuhalten und private Lieferverkehre möglichst zu vermeiden. Vorgenannte Punkte sind 
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nicht Bestandteil des Verfahrens und können nicht im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
geregelt werden.  
  
Hinsichtlich der eingegangenen Stellungnahme des Einwenders wurden im Zuge der 
Offenlage die Abfallwirtschaftsbetriebe RSAG AöR erneut um eine Stellungnahme und 
Einschätzung zur Situation in der Straße Deichhaus gebeten, insbesondere hinsichtlich der 
Gefährdungssituation bei Abfuhrzeiten, der Straßenbreite und ob von der Wendeanlage und 
der fußläufigen Erschließung, die durch Poller für den KFZ-Verkehr gesperrt ist, gebraucht 
gemacht werden würde.  
  
Die RSVG AöR nahm am 04.03.2022 wie folgt Stellung:  
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Die Anregungen des Einwenders wurden hinsichtlich der verkehrsplanerischen Aspekte und 
ergänzend durch die Abfallwirtschaftsbetriebe überprüft. Die Prüfung hat ergeben, dass eine 
Änderung der aktuellen Situation nicht erforderlich ist, da der neu hinzukommende Verkehr 
durch die Wohnanlage der Deichhaus GbR zu keiner erheblichen Belastung der Straße führen 
würde und der parkraumsuchende Verkehr in der Tiefgarage der Anlage untergebracht wird.  
  
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung:  
  
Die Anregungen werden nicht berücksichtigt.    
2.2.  Behandlung der im Rahmen der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangen 
Stellungnahmen  
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2.2.1.   
Stadtbetriebe Siegburg – AöR Abwasser, per E-Mail vom 25.01.2022  

 
  
Über den Kanalbestand können die anfallenden Regen- und Schmutzwässer aufgenommen 
werden. In der Stellungnahme vom 16.04. 2021 wurde darauf verwiesen, dass für 
Bauvorhaben mit einer abflusswirksamen Gesamtfläche ab 800 m² ein Überflutungsnachweis 
gemäß DIN 1986 Teil 100 zu erstellen ist. Die abflusswirksame Gesamtfläche des 
Bauvorhabens bleibt unter 800 m². Zusätzlich ist eine extensive Begrünung von 
Flachdachflächen festgesetzt.   
  
  
  
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung:  
  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.    
2.2.2   
Kreisstadt Siegburg, Kommunales Mobilitätsmanagement, per E-Mail vom 08.02.2022  
  

 

  
  
Stellungnahme der Stadtverwaltung  
  
Bezüglich der Anregung muss konstatiert werden, dass aufgrund der angestrebten 
städtebaulichen Verdichtung eine öffentliche fußläufige Verbindung zwischen der Straße 
Deichhaus und der Wahnbachtal Straße nicht realisiert werden kann.   
  
  
  
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung:  
  
Die Anregung wird nicht berücksichtig.  
     

  
  

  
  
  
Stellungnahme der Stadtverwaltung   
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2.2.3.   
Kreisstadt Siegburg, Amt für Umwelt und Wirtschaft, per E-Mail vom 17.02.2022  

 
  
Die Vorhabenträger haben eine Stellungnahme zum Energiekonzept der Wohnanlage durch 
ProEnergie Solutions Consulting GmbH (Planungsbüro für Energieeffizienz Sachverständigen 
Büro für Bauphysik) beauftragt, das zu folgendem Ergebnis kommt:   
  

  
  

  

  

  
Stellungnahme der Stadtverwaltung   
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Dem Durchführungsvertrag wird ein Energetisches Konzept vom Ingenieurbüro ProEnergie 
Solution Consulting GmbH als Anlage beigelegt, welches nachweist, dass die Werte für den 
Primärenergiebedarf (QP) und den spezifischen Transmissionswärmeverlust (HT´) die 
gesetzliche Vorgabe gemäß GEG 2020 (KfW EH-55 EE) um min. 25% unterschritten werden.  
  
  
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung:  
  
Die Anregungen des Amtes für Umwelt und Wirtschaft und die Stellungnahme des 
Sachverständigen werden zur Kenntnis genommen.  
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2.2.4.   
Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen, per E-Mail vom 18.02. 2022  

 
Stellungnahme der Stadtverwaltung  
  
Die ersten beiden Abschnitte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. Bezüglich 
des Lärmschutzes wurde zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan eine schalltechnische 
Untersuchung durch das Büro Heine und Jud, Ingenieure für Umwelt Akustik, durchgeführt.  
Dabei wurde festgestellt, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 für allgemeine 
Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts überschritten werden, sodass 
Schallschutzmaßnahmen gegenüber dem Verkehrslärmemissionen erforderlich werden. 
Diesen Anforderungen kann durch die Ausgestaltung der baulichen Anlagen Rechnung 
getragen werden, was im vorhabenbezogenen Bebauungsplan festgesetzt ist und im 
Bauantrag umgesetzt wird (Ausrichtung von Schlafräumen und Belüftungsmöglichkeit der 
Zimmer außerhalb des im Süden liegenden lärmvorbelastenden Bereiches). Somit werden 
sowohl der Stellungnahme des Landesbetrieb Straßenbau NRW, als auch den 
Erfordernissen des Vorhabens im ausreichenden Maße Rechnung getragen.  
  
  
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung:  
  
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen.  
    
2.2.5.   
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Rhein-Sieg-Kreis Amt für Umwelt- und Naturschutz mit Schreiben vom 21.02.2022  
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Anpassung an den Klimawandel (Starkregen)  
Bezüglich des Einstaus von Oberflächenwasser zwischen 0,5 und 1,0 m bei  
Starkregenereignissen ist zum Vorhaben folgendes anzumerken. Im Zuge des Baus der 
Tiefgarage und der Sanierung der vorhandenen Altlasten wird der Boden im Plangebiet 
weitgehend ausgekoffert und es erfolgt eine neue Geländeherrichtung, die bis zu ca. 1,40 m 
über dem heutigen Gelände liegen wird. Bezüglich des maximalen Einstaus von ca. 1,0 m ist 
für das Vorhaben somit kein schwerwiegendes Gefährdungspotenzial gegeben. Seitens der 
Stadt Siegburg wird die umzusetzende Sicherung der Tiefgarage der Verantwortung der 
Vorhabenden Träger überlassen. Hier sind entsprechende Vorkehrungen, bei Forderung der 
Bauaufsichtsbehörde, im Bauantrag umzusetzen.  
  
  
Altlasten  
Die Anregungen 1 – 3 werden in den textlichen Festsetzungen, in der Planbegründung und in 
den Durchführungsvertrag aufgenommen. Der Anregung, das gesamte Plangebiet gemäß § 9 
Absatz 5 Nr. 3 BauGB als Fläche deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen 
belastet sind zu kennzeichnen, wird nicht Folge geleistet. Dieses ist für einen 
Angebotsbebauungsplan angemessen, da Zeitpunkt der Umsetzung und die zukünftigen 
Bauträger nicht bekannt sind.   
Im vorliegenden Falle handelt es sich jedoch um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan, 
bei dem sich die Vorhabenträger verpflichten eine Bodensanierung so durchzuführen, dass die 
Wohnanlage ohne Gefährdung genutzt werden kann. Die Hinweise, die im 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan aufgeführt sind, sowie die Anmerkungen in der 
Begründung und im Umweltbericht sind vor diesem Hintergrund vollkommen ausreichend.   
  
  
Bodenschutz  
Der Anregung zum Bodenschutz wird Folge geleistet. Der Umweltbericht wird ergänzt.  
  
  
  
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung:  
  
Die Anregungen werden berücksichtigt mit Ausnahme der Kennzeichnung des gesamten 
Plangebietes gemäß 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB – Flächen, deren Böden erheblich mit 
umweltgefährdenden Stoffen belastet sind – da eine Bodensanierung durchgeführt werden 
soll.     
2.2.6.   

  
  
Stellungnahme der Stadtverwaltung   
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Stellungnahme der Stadtverwaltung  
  
Der vorhandene Leitungsbestand ist sowohl im Bauleitplanverfahren als auch in Zuge des 
bereits eingereichten Bauantrages berücksichtigt worden. Es bestehen keine Konflikte 
zwischen der Umsetzung des Vorhabens und dem Leitungsbestand.  
  
  
Beschlussvorschlag der Stadtverwaltung:  
  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
  
  

Rhein - Sieg - Netz ,   E - Mail vom 22.02.2022   
  

  


